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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 9. März 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur zweiten Verlänge- 
rung der Geltungsdauer der Verordnung Nr. 85/63/EWG 
über die Festsetzung der Einschleusungspreise und der 
Zusatzbeträge sowie der Übergangsbestimmungen für Teil- 
stücke von Schweinen sowie Schweinefleisch enthaltende 
Zubereitungen und Konserven. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 4. März 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich am 15. /16. März 1965 erfolgen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßo 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur zweiten Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
Nr. 85/63/EWG über die Festsetzung der Einschleusungspreise 
und der Zusatzbeträge sowie der Übergangsbestimmungen für 
Teilstücke von Schweinen sowie Schweinefleisch enthaltende 
Zubereitungen und Konserven 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Schweinefleisch^), insbesondere auf 
die Artikel 13 und 18 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 85/63/EWG über die Fest- 
setzung der Einschleusungspreise und der Zusatz- 
beträge sowie über die Übergangsbestimmungen für 
Teilstücke von Schweinen sowie Schweinefleisch 
enthaltende Zubereitungen und Konserven^) galt 
bis zum 30. Juni 1964 und wurde durch die Ver- 
ordnung Nr. 33/64/EWG =^) bis zum 30. Juni 1965 
verlängert. 

Es war beabsichtigt, bis zu diesem Zeitpunkt mit 
dem System der Leit- und Folgeerzeugnisse und der 
Einfuhrdokumente Erfahrungen zu sammeln. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 945 62 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 123 
vom 9. August 1963, S. 2175/63 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 53 
vom 28. März 1964, S. 813 64 


Die Angebotspreise frei Grenze für die in der 
Verordnung Nr. 85/63/EWG genannten Leiterzeug- 
nisse haben jedoch auch im Jahre 1964 über den für 
diese Erzeugnisse festgesetzten Einschleusungs- 
preisen gelegen. 

Für das mit der Verordnung Nr. 85/63/EWG ge- 
schaffene System liegen daher hinreichende Erfah- 
rungen noch nicht vor. 

Aus diesen Gründen erscheint es angebracht, die 
Geltungsdauer der bestehenden Regelung erneut um 
ein Jahr zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 85/63/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 30. Juni 
1966. 

(2) Der Rat beschließt vor dem 31. März 1966, 
ob die in dieser Verordnung vorgesehene Regelung 
nach dem 30. Juni 1966 beizubehalten ist oder er- 
läßt, soweit erforderlich, eine andere, von der Ver- 
ordnung Nr. 20 abweichende Regelung." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den . . . 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Rat hat am 18. Juli 1963 die obengenannte Ver- 
ordnung erlassen. Diese Verordnung enthält die 
grundsätzlichen Bestimmungen, die bei der Anwen- 
dung von Artikel 7 und 8 der Verordnung Nr. 20 
des Rats hinsichtlich der Festsetzung der Einschleu- 
sungspreise und der Zusatzbeträge anzuwenden 
sind. Sie legt insbesondere fest, welche Erzeugnisse 
der Verordnung Nr. 20 des Rats als „Leiterzeug- 
nisse" und welche Erzeugnisse als „Folgeerzeug- 
nisse" bei der Festsetzung der Zusatzbeträge anzu- 
sehen sind. 

Darüber hinaus werden in dieser Verordnung die 
Erzeugnisse festgelegt, für die die Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit haben, Einfuhrdokumente einzu- 
führen. 

Da mit einem derartigen sogenannten „Piloten- 
system" seinerzeit noch keinerlei Erfahrungen Vor- 
lagen, wurde die Anwendungsdauer der Verord- 
nung Nr. 85/63/EWG des Rats bis zum 30. Juni 1964 
begrenzt. 

Mit der Verordnung Nr. 33/64/EWG des Rats vom 
25. März 1964 wurde die Verordnung Nr. 85 infolge 
ungenügender Erfahrungen mit dem System der 
Leit- und Folgeerzeugnisse und Einfuhrdokumente 


um ein weiteres Jahr, nämlich bis zum 30. Juni 1965, 
verlängert. 

Gemäß dieser Verordnung Nr. 33/64 beschließt der 
Rat vor dem 31. März 1965 einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission, ob die in dieser Verordnung 
vorgesehene Regelung nach dem 30. Juni 1965 bei- 
zubehalten ist, oder erläßt, soweit erforderlich, eine 
andere, von der Verordnung Nr. 20 des Rats ab- 
weichende Regelung. 

Die Preise für Schlachtschweine haben auch während 
des Jahres 1964 auf einem Niveau gelegen, welches 
die Anwendung der Verordnung Nr. 85/63/EWG 
sowie seiner Durchführungsverordnung Nr. 96/63/ 
EWG der Kommission nicht erforderlich machte. 

Es wurden also bisher keinerlei Zusatzbeträge für 
die Erzeugnisse der Verordnung Nr. 20 festgesetzt. 
Folglich liegen also mit dem System der Leit- und 
Folgeerzeugnisse noch keine Erfahrungen vor, die 
die Kommission veranlassen sollten, dem Rat eine 
andere Regelung als die der Verordnung Nr. 85/63/ 
EWG vorzuschlagen. 

Beiliegender Verordnungsentwurf sieht daher vor, 
die Verordnung Nr. 85/63/EWG des Rats um ein 
weiteres Jahr zu verlängern. 
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